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Liebe Leser*innen,

auch in diesem Monat taucht es in unserem Newsletter wieder einmal zu oft auf: das Wort

„Arbeitsverbote“. Dieses Mal richten wir uns damit ganz bewusst auch an Arbeitgebende und

Betriebe – mit der Bitte, Menschen mit Duldung nicht von vornherein vom Arbeitsmarkt

auszuschließen. Darüber hinaus haben wir anlässlich des 5. Jahrestags der Machtübernahme

der Taliban in Afghanistan einen Beitrag den Frauen und ihren neuen Wegen in Deutschland

gewidmet. Außerdem gibt es in dieser Ausgabe eine ganz besondere NIFA plus

Erfolgsgeschichte, denn die junge Frau ist mittlerweile Mitarbeiterin des NIFA plus-Teams

Pforzheim. Auch ein kostenloses E-Learning-Angebot für Fachkräfte am Übergang Schule–

Beruf hat es in diese Ausgabe des NIFA plus-Newsletters geschafft. Und dann gibt es noch die

tolle, lang erwartete Nachricht aus dem Justizministerium: Die obligatorische

Anschlussversicherung soll nun doch im Rahmen des § 6 AsylbLG übernommen werden.

Mitteilen möchten wir in diesem Kontext auch, dass die überregionale Fachberatungsstelle

NIFA plus vorübergehend nur eingeschränkt erreichbar sein wird, aber wir haben unsere FAQ-



Seite auf der Homepage GEAS-adäquat aktualisiert, und im September finden einige wichtige

Fortbildungen zum GEAS statt – Sie sollten also für den Herbst gut ausgerüstet sein. 

Viel Freude beim Lesen!

Über das Projekt

NIFA plus – Das Netzwerk zur beruflichen Teilhabe von Geflüchteten in Baden-

Württemberg verfolgt ein doppeltes Ziel: Zum einen unterstützt das Netzwerk Geflüchtete an

den Projektstandorten mit individuellen Maßnahmen bei ihrer Integration in den Arbeitsmarkt.

Zum anderen setzt es sich dafür ein, berufliche Teilhabe als gemeinsame gesellschaftliche

Verantwortung zu begreifen – eine Aufgabe, zu der jede und jeder auf eigene Weise beitragen

kann.

Neues aus NIFA plus 

NIFA PLUS

Einführung in das deutsche Schulsystem für NIFA plus-Teilnehmende aus

Pforzheim

Mit dem Ziel, Eltern mit Migrations- und Fluchthintergrund wichtige Informationen zum

deutschen Bildungssystem zu vermitteln, veranstalteten die Mitarbeitenden des städtischen

Teilprojekts „NIFA plus – Netzwerk zur beruflichen Teilhabe von Geflüchteten“ in Kooperation

mit dem Integrationsmanagement (IM) der Stadt Pforzheim im Mai eine

Informationsveranstaltung zum Thema „Einführung in das deutsche Schulsystem“. Die

Veranstaltung war ein voller Erfolg!

>> Zur aktuellen Meldung

NIFA PLUS

Unsere FAQ-Seite ist aktualisiert! 

Die ersten Fragen aus unserer FAQ-Seite "1. Wann dürfen Geflüchtete arbeiten" und "2. Wann

dürfen Geflüchtete nicht arbeiten" sind nun nach den Änderungen im Rahmen von GEAS

aktualisiert worden. Nach und nach bringen wir die gesamte Seite auf den neusten Stand, so

haben Sie auf einen Blick alles Wichtige rund um das Thema Arbeitsmarktzugang für

Geflüchtete.

>> Zur Seite

NIFA PLUS

Unsere Erfolgsgeschichte des Monats

Wie gelingt der Einstieg in Ausbildung oder Arbeit nach der Flucht? Unsere Erfolgsgeschichten

geben Einblicke: Sie zeigen ganz persönliche Wege von Menschen, die mit Unterstützung von

https://www.nifa-bw.de/ueber-nifa-plus/nifa-plus-standort-pforzheim/stadt-pforzheim-jugend-und-sozialamt
https://www.nifa-bw.de/ueber-nifa-plus/nifa-plus-standort-pforzheim/stadt-pforzheim-jugend-und-sozialamt
https://www.nifa-bw.de/ueber-nifa-plus/nifa-plus-standort-pforzheim/stadt-pforzheim-jugend-und-sozialamt
https://www.nifa-bw.de/aktuelles/einfuehrung-das-deutsche-schulsystem-fuer-nifa-plus-teilnehmende-aus-pforzheim
https://nifa-bw.de/fragen-und-antworten


NIFA plus Hindernisse verschiedenster Art gemeistert haben und so wichtige Schritte in

Richtung Ausbildung oder Beruf gehen konnten. Auf unserer Webseite finden Sie

Erfolgsgeschichten einzelner NIFA plus-Teilnehmenden von allen Projektstandorten.

„Heute arbeite ich selbst im Projekt NIFA plus

– diese Arbeit ist für mich besonders weil ich

die Schwierigkeiten verstehen kann, mit

denen Menschen während der Integration

konfrontiert sind, und wie wichtig

Unterstützung in dieser Zeit ist.“

Frau L. war selbst NIFA plus-Teilnehmerin und arbeitet

seit 2025 selbst als NIFA plus-Mitarbeiterin am NIFA

plus-Standort Pforzheim beim Jugend- und Sozialamt

der Stadt Pforzheim.

Zur Geschichte von Frau L.

Rechtliches

JUSTIZMINISTERIUM BW

Kosten der obligatorischen Anschlussversicherung nach §6 AsylbLG von

den Kommunen zu bezahlen

Das Justizministerium hat nun mit einem Hinweisschreiben vom 4. August 2026 bestätigt, dass

Versicherungsbeiträge zur obligatorischen Anschlussversicherung durch die Leistungsbehörden

im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetz nach dem § 6 AsylbLG übernommen werden. Es

können auch bereits entstandene Beitragsschulden übernommen werden und auch dann, wenn

ein entsprechender Antrag in der Vergangenheit bereits bestandskräftig abgelehnt wurde.

Wir hatten von der Problematik der obligatorischen Anschlussversicherung im NIFA plus-

Newsletter Ausgabe 06/2025 berichtet. 

>> Zum Hinweisschreiben

BAMF

6. Verordnung zur Änderung der Integrationskursverordnung in Kraft

https://nifa-bw.de/nifa-plus-erfolgsgeschichten
https://nifa-bw.de/ueber-nifa-plus/nifa-plus-standort-pforzheim/stadt-pforzheim-jugend-und-sozialamt
https://www.nifa-bw.de/erfolgsgeschichte-von-frau-l
https://www.nifa-bw.de/sites/default/files/2025-11/20251103_Newsletter_06_2025.pdf
https://www.nifa-bw.de/sites/default/files/2025-11/20251103_Newsletter_06_2025.pdf
https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2026/04.08.2026_JuM_Hinweisschreiben_OAV_%C3%9Cbernahme.pdf


Auf Beschluss des BMI wurden im Februar 2026 Zulassungen zu den Integrationskursen nach

§44 Abs. 4 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) bis auf weiteres ausgesetzt. Durch die sechste

Verordnung zur Änderung der Integrationskursverordnung wurde nun die angekündigte

Einigung der Koalition zur "leichten" Korrektur dieses Zulassungstopps umgesetzt. Sie trat am

1. August in Kraft. Es ist jedoch nur ein kleiner Teil der geschätzten 130.000 bisher vom

Zulassungstopp betroffenen Personen, die damit wieder Zugang zum Kursangebot findet.

Weitere Informationen finden Sie in der Fachinfo des Paritätischen Gesamtverbandes. 

>> Zur Fachinformation

>> Zur Verordnung

JUSTIZMINISTERIUM BW

Arbeitsverbot während des beschleunigten Asylverfahrens

Das Justizministerium hat sich auch am 27. Juli wieder zum Thema Beschäftigung von

Geflüchteten geäußert. Diesmal geht es um Asylsuchende. Laut Verordnung unterliegen diese

einem Arbeitsverbot während des beschleunigten Verfahrens. Die beschleunigten Verfahren

dürfen laut Verordnung drei Monate nicht überschreiten (daher auch die entsprechenden

Arbeitsverbote, die damit einhergehen, würde man annehmen) aber nein: „Nach Auffassung

des Bundesministeriums des Innern ist im Kontext des beschleunigten Verfahrens gemäß

Artikel 42 Absatz 1 der AsylVfVO die Formulierung in § 61 Absatz 1 Satz 5 AsylG so

auszulegen, dass der Beschäftigungsausschluss des § 61 AsylG solange gilt, wie der

Asylantrag tatsächlich im beschleunigten Verfahren geprüft wird, im Zweifel auch über die in

Artikel 25 Absatz 3 der AslVfVO als Höchstgrenze festgelegten drei Monate hinaus.“ Was das

für die Praxis bedeutet und wie es rechtlich gerechtfertigt wird, bleibt abzuwarten. 

 

In dem Hinweisschreiben ist ein Fehler: Es wird bzgl. der Höchstgrenze bei der

Verfahrensdauer im beschleunigten Verfahren auf Art. 25 Abs. 3 der AVVO verwiesen. Diese

steht aber in Art. 35 Abs. 3 der AVVO. 

>> Zum Hinweisschreiben

Zielgruppenspezifische Beiträge

ÜBERGANG SCHULE-BERUF

Kostenloses E-Learning-Angebot des Programms "JUGEND STÄRKEN"

Das Programm "JUGEND STÄRKEN: Brücken in die Eigenständigkeit" hat ein kostenloses E-

Learning-Angebot mit gut aufbereiteten und leicht verfügbaren Fachinformationen für

Fachkräfte entwickeln lassen. Das Angebot richtet sich in erster Linie an Fachkräfte in den

Hilfen zur Erziehung, der Jugendsozialarbeit, den Jugendberufsagenturen oder Jobcentern, der

Schulsozialarbeit oder im Übergangssystem Schule-Beruf. Schauen Sie mal rein:

>> Zum kostenlosen E-Learning-Angebot

https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/anpassung-der-integrationskursverordnung-zum-01-august-2026/
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/218/VO.html
https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2026/JuM_27.07.2026_Besch%C3%A4ftigung_von_Asylbewerbern_nach___61_AsylG_n.F..pdf
https://beratungsforum-jugend.de/modulbox/


GEFLÜCHTETE FRAUEN

Nicht vergessen: Afghanische Frauen und Mädchen haben Anspruch auf

Flüchtlingsschutz nach GFK

Seit der Machtübernahme der Taliban erleben Frauen und Mädchen in Afghanistan den

systematischen Rückbau ihrer Grundrechte, z.B. auch das Recht auf Bildung. So können

Frauen ebenso in den meisten Bereichen des staatlichen und privaten Sektors nicht mehr

wirklich arbeiten oder Einkommen verdienen. Seit der Europäische Gerichtshof in einem Urteil

von Oktober 2024 alle afghanischen Frauen als soziale Gruppe aufgrund der systematischen

Verfolgung durch das Taliban-Regime als verfolgt einstuft, haben Frauen und Mädchen aus

Afghanistan Anspruch auf Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK).

Eine Arbeitshilfe erklärt, wie Beratungsstellen afghanische Frauen und Mädchen gezielt bei

Folgeanträgen unterstützen können.

>> Zur Arbeitshilfe

Erfolgreiches Projekt der WIR-Kolleg*innen von RESQUE forward in

Sachsen

Das MIGAZIN berichtet über die Geschichte von Afghanin Zahra Sarwari, die nun dank dem

WIR-Projekt "RESQUE forward" des Sächsischen Flüchtlingsrats in der Mensa der TU Dresden

arbeitet. 

>> Zum Artikel

>> Zum WIR-Projekt RESQUE forward

Für Arbeitgebende und Betriebe

LIFE INITIATIVE

Umfrage für Zugewanderte zur Kommunikationshürden mit den

Ausländerbehörden

Eine Umfrage der WIR-Netzwerke hat deutlich gemacht, dass (auch) Geduldete oder Gestattete

in Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnissen bei der Verlängerung ihrer Aufenthaltspapiere häufig

vor großen Hürden stehen. Nun untersucht eine neue bundesweite Online-Umfrage der LIFE

Initiative die bürokratischen Hürden, mit denen Migrant*innen und Geflüchtete im Kontakt mit

den Ausländerbehörden konfrontiert sind. Als Arbeitgeber*innen haben Sie die Möglichkeit, Ihre

Mitarbeitenden mit Flucht- oder Zuwanderungsgeschichte auf die Umfrage aufmerksam zu

machen und sie zur Teilnahme einzuladen. Nur wenn die Erfahrungen der Betroffenen sichtbar

werden, können die konkreten Hürden berücksichtigt und Verbesserungen angestoßen werden.

Denn: Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse sollten nicht an bürokratischen Hürden des

Aufenthaltsrechts scheitern.

>> Zur Umfrage

PARITÄTISCHER GESAMTVERBAND

https://fluechtlingsrat-bw.de/wp-content/uploads/2025/11/FIAM-Info_Afghanistan_Folgeantraege_11-2025.pdf
https://www.migazin.de/2026/08/05/dresdner-studentenwerk-oeffnet-tueren-fuer-gefluechtete-frauen/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform=mailpoet&utm_campaign=MiGLETTER
https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/projekte/resque-forward-zugang-zum-arbeitsmarkt/
https://www.nifa-bw.de/aktuelles/ergebnisse-der-umfrage-zur-verlaengerung-von-aufenthaltsgestattungen-und-duldungen
https://life-initiative.org/buerokratie-abbauen-online-umfrage/


Neue Arbeitsverbote für Menschen mit Duldung aus weiteren „sicheren

Herkunftsstaaten“

Diese Fachinformation des Paritätischen Gesamtverbands gibt Ihnen einen guten Überblick

über die neu eingeführten Arbeitsverbote für Menschen mit Duldung aus bestimmten

sogenannten sicheren Herkunftsstaaten. Sie unterstützt Sie dabei, zu prüfen, ob Ihre

Bewerber*innen eine Beschäftigung aufnehmen dürfen.

Grundsätzlich gilt: Menschen mit einer Duldung dürfen in der Regel arbeiten, benötigen dafür

jedoch meist eine Erlaubnis der Ausländerbehörde für die konkrete Beschäftigung. Die

Ausnahmen von dieser Regel werden zunehmend zahlreicher und komplexer. Gleichzeitig sind

Menschen mit Duldung eine wichtige Ressource für deutsche Unternehmen und Betriebe.

Wenn Sie unsicher sind, ob Sie eine Person einstellen dürfen, holen Sie sich Beratung. So

können Sie rechtliche Unsicherheiten frühzeitig klären und vermeiden, dass geeignete

Bewerber*innen aufgrund von Unklarheiten im Aufenthaltsrecht nicht eingestellt werden.

>> Zur Fachinformation

>> Zur NIFA plus-Arbeitshilfe zum Arbeitsmarktzugang für Gestattete und Geduldete

Veranstaltungen 

CENTRA HAMBURG

Fachtag Integration und psychische Gesundheit

Psychische Gesundheit und Integration sind eng miteinander verbunden. Gleichzeitig bestehen

in der Praxis Herausforderungen an den Schnittstellen zwischen psychosozialer Versorgung

und Integrationsarbeit: Wie können psychische Belastungen in der Integrationsarbeit erkannt

und angemessen berücksichtigt werden? Wie gelingt eine gute Weitervermittlung in

psychosoziale Unterstützungsangebote? Und welche Rolle kann die psychosoziale Versorgung

dabei spielen, gesellschaftliche Teilhabe zu fördern? Diesen und weiteren Fragen werden

gemeinsam mit Expert*innen aus Wissenschaft und Praxis nachgegangen.

Termin: 16. September 2026, 9:30 bis 16:00 Uhr, online per Zoom und vor Ort in Hamburg,

kostenfrei.

>> Infos und Anmeldung

BAGFW

Online-Fortbildungsreihe Flüchtlingsrecht für die Beratungspraxis

Die Online-Fortbildungsreihe der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V.

(BAGFW) bietet auch in diesem Jahr eine praxisorientierte und vertiefende Auseinandersetzung

zu ausgewählten Themen. Fachexpert*innen vermitteln fundiertes Wissen zu aktuellen

rechtlichen Entwicklungen. Die Fortbildung richtet sich an Berater*innen mit rechtlichen

Vorkenntnissen und bietet neben inhaltlichen Impulsen auch Raum für Fragen und Austausch.

4 Termine:  8./ 15./ 22. und 29. September 2026, jeweils 9:00 bis 12:30 Uhr, online, kostenfrei.

>> Infos und Anmeldung

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachinfos/doc/260729-Fachinfo-Parit%C3%A4tischer-Arbeitsverbote-SHL.pdf
https://www.nifa-bw.de/sites/default/files/materialien/2025-03/20250305_Arbeitshilfe%20zum%20Arbeitsmarktzugang_Nebenbestimmungen_F_2.0.pdf
https://centra.hamburg/Veranstaltung/fachtag-integration-psychische-gesundheit-chancen-herausforderungen-und-praxisansaetze/
https://eveeno.com/190475664


FLÜCHTLINGSRAT BW

Online-Fortbildung GEAS vom Flüchtlingsrat BW

Unter dem Titel „Was ändert sich mit dem neuen GEAS? – Ausgewählte Praxisfragen für die

Beratung“ lädt Sie der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg herzlich zu einer Online-Fortbildung 

gemeinsam mit Herrn Rechtsanwalt Heiko Habbe ein.

Termin: 14. September 2026, 18:00 bis 20:00 Uhr, online, kostenfrei.

>> Infos und Anmeldung

NETZWERK ALLEINERZIEHENDENARBEIT BW

Digitales Fachgespräch "Alleinerziehend, migrantisch, geflüchtet – wie

gelingt Teilhabe?"

Im diesjährigen Fachgespräch des Netzwerks Alleinerziehendenarbeit BW werden Einblicke in

zentrale Forschungsergebnisse der Studie „Migrantische und geflüchtete Alleinerziehende:

Themen, Bedarfe, Barrieren und Angebote für gesellschaftliche Teilhabe“

gegeben und Räume für den Austausch darüber eröffnet. Wie können Lebensrealitäten

migrantischer und geflüchteter Alleinerziehender mitgedacht werden? Wie kann die Praxis

sowie Verwaltung nachhaltige Teilhabe verbessern und ermöglichen?

Das Fachgespräch bietet Raum für kritische Reflexion und die Entwicklung konkreter

Handlungsempfehlungen.

Termin: 23. September 2026, 13:30 bis 16:30 Uhr, online, kostenfrei 

>> Infos

>> Anmeldung

HI CROSSROADS

Vorstellung des Rechtsgutachtens: Inklusion und Diskriminierungsschutz

im Asylverfahren

Mit dem neuen Rechtsgutachten „Inklusion und Diskriminierungsschutz im Asylverfahren:

Schutzgewährung im Einklang mit der UN-BRK“ will HI Crossroads die Praxis dabei

unterstützen, behinderungsspezifische Bedarfe, angemessene Vorkehrungen und Rechte aus

der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Verfahren und in der Schutzprüfung

wirksamer geltend zu machen.

Neben der Präsentation der zentralen Ergebnisse bietet die Online-Veranstaltung Raum für

Nachfragen und fachlichen Austausch.

Die Veranstaltung wird durch Gebärdensprachdolmetscher*innen begleitet.

Termin: 17.September 2026, 15:00 bis 17:00 Uhr, online, kostenfrei

>> Infos

>> Anmeldung

Weitere Fachinformationen

https://fluechtlingsrat-bw.de/aktuelle-veranstaltungen/online-fortbildung-geas/
https://www.netzwerk-alleinerziehendenarbeit.de/aktuell/
https://drs-map.viadesk.com/do/surveyfrontwrite?id=9336264-737572766579
https://www.hi-deutschland-projekte.de/crossroads/veranstaltung/rechtsgutachten_2026/
https://eveeno.com/400677008


MEDIENDIENST INTEGRATION

Zahlen zum Chancenaufenthalt

Geduldete, die am 31. Oktober 2022 seit mindestens fünf Jahren in Deutschland lebten,

konnten bis zum 31. Dezember 2025 eine 18-monatige Aufenthaltserlaubnis „auf Probe“

erhalten. Innerhalb dieses Zeitraums mussten sie die Voraussetzungen für ein dauerhaftes

Bleiberecht erfüllen. Der Mediendienst Integration hat nun vorläufige Zahlen zur Wirksamkeit

des Chancen-Aufenthaltsrechts veröffentlicht. Zudem gibt der Beitrag einen Überblick über

weitere Möglichkeiten, wie Menschen aus einer Duldung herauskommen und langfristig eine

Aufenthaltsperspektive in Deutschland erhalten können.

>> Zur Seite

ARD

Die Einwanderung von Fachkräften und deren Ausbeutung

Die ARD hat Ende Juli eine Reportage über Ausbeutungsmechanismen im Zuge der

Fachkräfteeinwanderungsgesetze gesendet. Die sehenswerte Reportage verfolgt die

Schicksale von Drittstaatler*innen, die für eine Ausbildung in der Gastronomie und in der Pflege

nach Deutschland gekommen sind. 

>> Zur Sendung

IAB

Beschäftigung Geflüchteter in deutschen Betrieben

In einem aktuellen Forschungsbericht vergleicht das Institut für Arbeitsmarkt- und

Berufsforschung (IAB) die Fluchtmigrationen der Jahre 2017/18 (syrisch geprägt) und 2022 bis

2025 (ukrainisch geprägt). Beide Gruppen arbeiten demnach trotz Unterschieden in Geschlecht

und Bildungsniveau überwiegend in denselben Branchen mit geringen formalen

Zugangsvoraussetzungen.

>> Zum Bericht

In eigener Sache

Überregionale Fachberatungsstelle NIFA plus vorläufig eingeschränkt

erreichbar

Ab Ende August ist die überregionale Fachberatungsstelle NIFA plus vorübergehend nur

eingeschränkt erreichbar. Eine unserer Projektmitarbeiter*innen verabschiedet sich für eine

familiäre Pause in die Elternzeit. Gleichzeitig wird eine Vertretung in das Projekt eingearbeitet.

In dieser Übergangsphase kann es daher zu veränderten Zuständigkeiten, etwas längeren

Bearbeitungszeiten und eingeschränkten Kapazitäten im NIFA plus-Team kommen. 

Vielen Dank für Ihr Engagement und bis zur nächsten Ausgabe!

https://mediendienst-integration.de/fluechtlinge/duldung/wege-aus-der-ausreisepflicht-das-chancen-aufenthaltsrecht/
https://www.ardmediathek.de/video/story/eingewandert-ausgebeutet-azubis-aus-drittstaaten-um-jeden-preis/ndr/Y3JpZDovL25kci5kZS9jOGU5YTFhZS04NzkyLTQyZDUtYWZhNy1kMWNmYTEzMmIxZTA
https://iab.de/publikationen/publikation/?id=15751374


Projektträger

Werkstatt PARITÄT gemeinnützige GmbH

Hauptstraße 28

70563 Stuttgart

www.nifa-bw.de

info@nifa-bw.de

 
Bitte beachten Sie die Hinweise zum Datenschutz.

Das Projekt „NIFA plus – Netzwerk zur beruflichen Teilhabe

von Geflüchteten“ wird im Rahmen des Programms „WIR –

Netzwerke integrieren Geflüchtete in den regionalen

Arbeitsmarkt“ durch das Bundesministerium für Arbeit und

Soziales und die Europäische Union über den Europäischen

Sozialfonds Plus (ESF Plus) gefördert.

 

Ihr NIFA plus-Team

IMPRESSUM

Werkstatt PARITÄT gemeinnützige GmbH | Hauptstraße 28 | 70563 Stuttgart-Vaihingen 

Lydia Kissel (Geschäftsführung) | Registernummer: HRB 735774 | Steuernummer: 99143/00531

Verantwortlich als Betreiber dieser Seiten im Sinne von § 5 TMG: Lydia Kissel

Diese E-Mail wurde an {{ contact.EMAIL }} gesendet.

Sie haben diese E-Mail erhalten, weil Sie sich für den NIFA plus-Newsletter angemeldet haben.

Abbestellen

https://www.nifa-bw.de/
mailto:info@nifa-bw.de
https://www.nifa-bw.de/datenschutz

